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Zur Zeit der akuten Migrationskrise genossen die Länder des Westlichen Balkans und der
Beitrittskandidat Türkei für kurze Zeit eine besondere politische Aufmerksamkeit seitens
der Europäischen Union. Daraus resultierte jedoch aus unterschiedlichen Gründen kein
positives  Momentum für  die Erweiterungspolitik,  die  vor allem von den Technokraten
während der slowakischen und maltesischen Ratspräsidentschaft so gut es ging in Gang
gehalten wurde. Mit dem Brexit wird sich 2019 eine traditionell erweiterungsfreundliche
Regierung aus der Union verabschieden. Für diesen erstmaligen Fall eines EU-Austritts
liefert die Erweiterungspolitik der EU-27 bereits eine sehr nützliche Blaupause für die
Verhandlungen unter umgekehrten Vorzeichen. Der Kandidat Türkei wiederum stellt die
Europäische Union erstmals vor die Frage, ob sie nicht von sich aus die Verhandlungen
abbrechen und einen neuen Rahmen für die bilateralen Beziehungen kreieren sollte. Das
als unsolidarisch empfundene Verhalten von mittel- und osteuropäischen Staaten in der
Migrationskrise dämpft in vielen EU-Hauptstädten die Bereitschaft, zügig weitere Länder
aufzunehmen, die das Gemeinschaftsleben nur noch komplizierter machen würden.

Auch die öffentliche Meinung in der Europäischen Union zur Erweiterung bleibt über-
wiegend skeptisch. Die jüngste Eurobarometer-Umfrage vom November 2016 zeigt, dass
eine stabile Mehrheit eine Erweiterung in den nächsten Jahren ablehnt: Nur 39 Prozent der
Befragten sprachen sich dafür aus, jedoch wie im Vorjahr 51 Prozent dagegen.1 Am stärks-
ten ausgeprägt ist die Ablehnung in Österreich (71 Prozent), Deutschland (68 Prozent),
Luxemburg (65 Prozent), Frankreich (65 Prozent) und Finnland (64 Prozent). Mitglied-
staaten,  deren  Bevölkerung  eine  Erweiterung  mehrheitlich  unterstützt,  schließen  alle
Länder der Erweiterungsrunden 2004, 2007 und 2013 ein (bis auf Tschechien, Estland und
Zypern), ferner auch Griechenland, Portugal und Spanien.

Die Erweiterungspolitik im Jahreszyklus – das Erweiterungspaket

Die  EU-Organe  befassten  sich  im  alljährlichen  Zyklus  mit  Erweiterungsfragen.  Zum
Auftakt legte die Europäische Kommission im November 2016 ihr Erweiterungspaket vor.
Es  enthält  sieben  Länderberichte  sowie  die  Mitteilung zur  Erweiterungspolitik.2 Darin
werden die Implementierung der Erweiterungsstrategie begutachtet, einige Veränderungen
in der Vorgehensweise vorgestellt sowie die Berichte zusammengefasst. Der Rat für Allge-
meine Angelegenheiten stützte seine Schlussfolgerungen auf diese Referenzdokumente.3

Ähnlich wie in den vorangegangen Jahren bekräftigte er, dass die Erweiterung eine Schlüs-
selpolitik der Union sei. Sie trage zu Frieden, Demokratie, Sicherheit und Wohlstand bei
und müsse glaubwürdig und entlang der Prinzipien des 2006 erneuerten Erweiterungskon-

1 Siehe auch im Folgenden Europäische Kommission: Standard Eurobarometer 86, November 2016.
2 European Commission: 2016 Communication on EU Enlargement Policy, COM(2016) 715 final; Ebd.:

Commission Staff Working Documents. 2016 Country Reports: Albania, Bosnia and Herzegovina, the for-
mer Yugoslav Republic of Macedonia, Kosovo, Montenegro, Serbia, Turkey, SWD(2016) 360-366 final.

3 Council of the EU: Presidency Conclusions, 13 December 2016, Dok. 15370/1/16 REV 1, Punkt 1.
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senses und seiner Schlussfolgerungen vom Dezember 2015 praktiziert werden.4 Allerdings
musste  Ratspräsident  Miroslav  Lajčák feststellen,  dass  diese  Schlussfolgerungen  zur
Erweiterung und zum Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess zwar von der überwälti-
genden Mehrheit, aber nicht allen Delegationen unterstützt wurden. Österreichs damaliger
Außenminister  Sebastian Kurz  scherte  aus.  Er  hatte  erfolglos  darauf gedrungen,  einen
Passus aufzunehmen, in dem das Einfrieren der Verhandlungen mit der Türkei formell fest-
gehalten wird. Das lehnten die übrigen 27 jedoch ab. Sie betonten aber, dass unter den
obwaltenden Bedingungen kein Kapitel geöffnet würde. Angesichts der repressiv-autori-
tären Tendenzen in der Türkei nach dem gescheiterten Militärputsch haben die Skeptiker
und Gegner eines Beitritts der Türkei neue Nahrung erhalten. Der Europäische Rat hat
dieses Streitthema jedoch nicht behandelt. Präsident Donald Tusk setzte es nicht auf die
Agenda des Dezembergipfels oder nachfolgender Treffen, um die Kontroverse aufzugrei-
fen  oder  gar  zu  bereinigen.5 Das  politische  Bekenntnis  der  Union  zur  europäischen
Perspektive der Westbalkanstaaten hat demgegenüber Bestand, gerade weil sich dort die
wirtschaftliche  und  politische  Lage  krisenhaft  entwickelte.6 Um dieses  Bekenntnis  zu
unterstreichen, reiste die Hohe Vertreterin Federica Mogherini Anfang März 2017 in die
sechs Staaten,  in  einige  zum ersten  Mal.  Der  Europäische  Rat  versicherte  die  Länder
zudem seiner  „uneingeschränkte[n]  Unterstützung“.7 Auch die  im Rahmen des  Berlin-
Prozesses vollzogenen Westbalkankonferenzen am 4. Juli 2016 in Paris und am 12. Juli
2017 in Triest, die sich insbesondere mit Konnektivität, wirtschaftlicher Zusammenarbeit
und zivilgesellschaftlichem Austausch in der Region beschäftigten, bestätigten dies.8

Der Rat dankte erneut besonders der Türkei, Mazedonien und Serbien für ihre Anstren-
gungen zur Bewältigung der akuten Migrationskrise, die zusammen mit der EU-Türkei-
Erklärung klare Resultate erzielt hätten.9 Das dritte Jahr in Folge befasste sich der Euro-
päische Rat nicht mit der Erweiterungsstrategie. Das spricht dafür, dass die Verhandlungs-
prozesse stagnieren und es keine politischen Impulse von höchster Ebene gibt. Auch die
vom Europäischen Parlament zwischen Februar und Juli 2017 verabschiedeten Entschlie-
ßungen zu den Länderberichten10 zeigten Einvernehmen über die Grundsätze der Erweite-
rung zwischen Kommission, Rat und Parlament. Die Europäische Union hat für die Jahre
2016 und 2017 eine Finanzhilfe im Rahmen des Instruments für die Heranführungshilfe
(IPA) von insgesamt 3,2 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt.11

4 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 2.
5 Camille-Cerise Gessant: Council refuses to approve official freezing of negotiations – Austria isolated, in:

Bulletin Quotidien Europe, 14.12.2016.
6 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 2.
7 Schlussfolgerungen des Präsidenten des Europäischen Rates, 9. März 2017, Punkt 13.
8 Final Declaration by the Chair of the Paris Western Balkans Summit, 4 July 2016; European Commission:

Western Balkans Summit 2017: delivering for the region, press release, 14 June 2017, IP/17/2007.
9 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 12.
10 Europäisches  Parlament:  Entschließungen  zur  Erweiterung:  Bericht  2016  über  Albanien,  15.  Februar

2017, Dok. P8_TA(2017)0036; Ebd.: Bericht 2016 über Bosnien und Herzegowina, 15. Februar 2017,
Dok.  P8_TA(2017)0037;  Ebd.:  Bericht  2016  über  Montenegro,  16.  März  2017,  Dok.  P8_TA-
PROV(2017)0094; Ebd.: Bericht 2016 über Serbien, 14. Juni 2017, Dok. P8_TA-PROV(2017)0261; Ebd:
Bericht 2016 über das Kosovo, 14. Juni 2017, Dok. P8_TA-PROV(2017)0262; Ebd.: Bericht 2016 über
die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 14. Juni 2017, Dok. P8_TA-PROV(2017)0263; Ebd.:
Bericht 2016 über die Türkei, 6. Juli 2017, Dok. P8_TA-PROV(2017)0306.

11 European Commission: Overview – Instrument for Pre-Accession Assistance, abrufbar unter:  https://ec.
europa.eu/neighbourhood-enlargement/instruments/overview_en (letzter Zugriff: 28.8.2017).
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Die Kommission hatte mit dem Erweiterungspaket 2015 einige prozedurale Neuerun-
gen und Schwerpunktsetzungen eingeführt und baute diesen Ansatz 2016 weiter aus. Die
Mitteilung zur EU-Erweiterungspolitik war erstmals nicht als ein Strategiepapier angelegt
(das soll nur noch alle vier Jahre geschehen), sondern als eine bloße Mitteilung zum Stand
der  Dinge.  Um diesen  Stand  aber  präziser  und  unter  den  Ländern  vergleichbarer  zu
machen, gibt es einige Neuerungen im Berichtswesen. Das nächste Erweiterungspaket soll
erst im Frühjahr 2018 erscheinen und einen neuen Jahresrhythmus begründen. Erweite-
rungskommissar Johannes Hahn bemängelte bei der Vorstellung des Erweiterungspakets
das  fehlende  „Ownership“  einiger  Länder,  die  im eigenen Interesse  die  „notwendigen
Reformen aktiver“ angehen und dies zu ihrer eigenen politischen Agenda machen sollten.
Die Kommission sieht  diese als Teil eines umfassenden Modernisierungsprozesses. Am
Ansatz  „Wesentliches  zuerst“  hält  die  Kommission  fest.  Darunter  sind  anspruchsvolle
Ziele wie Rechtsstaatlichkeit, Aufbau einer verantwortungsvollen öffentlichen Verwaltung,
unparteiische Justiz und Schutz der Grundrechte zu verstehen, für die es längere Anpas-
sungszeiten in Bezug auf den Rechtsrahmen und die Praxis braucht. Weiterhin zählen die
makroökonomische Entwicklung und die regionale Zusammenarbeit zu den „Fundamen-
tals“. Mit allen sechs Ländern führt die Europäische Union (Mitgliedstaaten, Kommission,
Europäische Zentralbank) einen hochrangigen Dialog über Wirtschaft und Finanzen.

Laufende Beitrittsverhandlungen12

Unter slowakischer und maltesischer Ratspräsidentschaft hielt die Union 2016 und 2017
Beitrittskonferenzen mit Montenegro13 und mit Serbien14 ab. Da die Verhandlungen mit
Island weiterhin ausgesetzt sind, der Beitrittsprozess mit Mazedonien nach wie vor von
Griechenland aufgehalten wird und die Verhandlungen mit Albanien noch nicht begonnen
haben, verhandelt die Europäische Union derzeit praktisch nur mit diesen beiden Ländern
über den Beitritt  – und mit der Türkei.  Im Beitrittsprozess der  Türkei  hat es seit  dem
Putschversuch durch Teile des türkischen Militärs und der türkischen Gendarmerie am 15.
und 16. Juli 2016 aber keine Fortschritte mehr gegeben. Der Mitgliedschaftsantrag Bosni-
en und Herzegowinas wird nach Aufforderung des Rates am 20. September 2016 nach
Artikel 49 EUV durch die Kommission geprüft.15 

Die Kommission drückt ihre Bewertung des Vorbereitungsstands in den Länderberich-
ten mit Hilfe fester Formeln aus: Diese „sind in einem frühen Stadium“, „haben einen
gewissen/etwa mittleren/einen guten Stand erreicht“ oder „sind weit fortgeschritten“. Auch
für die Fortschritte im Hinblick auf die Übernahme des Acquis in einzelnen Sektoren nutzt
die Kommission fortan eine einheitliche Bewertungsskala, basierend auf vereinheitlichten
Indikatoren für die Berichterstattung. Mittels einer Fünfer-Skala hält sie fest, ob ein Land
„Rückschritte“ oder „keine/einige/gute/sehr gute Fortschritte“ in einem Bereich gemacht
hat.16 Der Stand hinsichtlich der grundlegenden Anforderungen ist wie folgt:

12 Siehe auch die diesbezüglichen Länderbeiträge in diesem Buch.
13 Beitrittskonferenzen auf Ministerebene am 13. Dezember 2016 und am 20. Juni 2017.
14 Beitrittskonferenzen auf Ministerebene am 18. Juli 2016, am 13. Dezember 2016, am 27. Februar 2017

und am 20. Juni 2017.
15 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. Schlussfolgerungen des Rates zum Antrag Bosnien

und Herzegowinas auf Beitritt zur EU. Pressemitteilung 525/16, 20. September 2016.
16 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie der EU, COM(2015) 611 final, S. 42 f.; European Com-

mission: 2016 Communication on EU Enlargement Policy, COM(2016) 715 final, S. 8.
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Tabelle 1: Stand der Fortschritte und Vorbereitungen für eine EU-Mitgliedschaft I17

Türkei Montenegro Serbien

Fortschritte Vorbereitungen Fortschritte Vorbereitungen Fortschritte Vorbereitungen

Justiz Rückschritte frühes Stadium / 
gewisser Stand

einige etwa mittlerer Stand einige gewisser Stand

Korruption einige gewisser Stand einige gewisser Stand keine gewisser Stand

Organisierte 
Kriminalität

einige gewisser Stand einige gewisser Stand einige gewisser Stand

Meinungsfreiheit Rückschritte etwa mittlerer 
Stand

einige etwa mittlerer Stand gute etwa mittlerer 
Stand

Reform der öffentl.
Verwaltung

Rückschritte etwa mittlerer 
Stand

einige etwa mittlerer Stand gute etwa mittlerer 
Stand

Wirtschaftliche 
Kriterien

Rückschritte weit 
fortgeschritten

einige etwa mittlerer Stand gute etwa mittlerer 
Stand

Türkei

Die 2005 begonnenen Beitrittsverhandlungen sind schon seit einiger Zeit nicht mehr das
Zentrum der  Beziehungen  zwischen  der  EU-28  und  der  Türkei.  Die  Fortschritte  sind
marginal, geöffnete (16) und eingefrorene Kapitel (14) halten sich fast die Waage. Seit
Juni 2016 fand keine Beitrittskonferenz mehr statt. Die EU-Organe befassten sich dennoch
intensiv mit der Türkei – wegen der dortigen innenpolitischen Entwicklung in Richtung
einer Präsidialdiktatur, der Umsetzung der bilateralen EU-Türkei-Erklärung inklusive der
Visa-Liberalisierung, des gemeinsamen Kampfes gegen den „Islamischen Staat“ in Syrien
und im Irak und wegen des Abdriftens aus dem Nordatlantikpakt (NATO). Unmittelbar
relevant für den Verhandlungsprozess sind die Autokratisierung des politischen Systems
und die Islamisierung der Gesellschaft unter Präsident Erdogan.18 Die Klausel zur Bele-
bung des Beitrittsprozesses in der Erklärung EU-Türkei19 zeigte keine Hebelwirkung. Die
Kommission  legte  im November  ihren  bis  dahin  kritischsten  Bericht  vor,  in  dem der
Türkei entlang der politischen Beitrittskriterien durchgehend massive Rückschritte attes-
tiert wurden.20 Der Rat schlug einen ähnlich kritischen Ton an.21 Dahinter verblassten die
üblichen Monita zu Zypern oder zur Lage im Südosten der Türkei (Kurdenfrage).22 Im
Länderbericht berücksichtigte die Kommission nur die ersten Monate nach dem im Juli
2016 gescheiterten Putsch, den sie als Angriff auf die Demokratie bewertet.23 Die massen-
hafte  Inhaftierung  von  unliebsamen  Personen,  die  folgenden  Säuberungen  in  Justiz-,

17 European Commission: Turkey 2016 Report, November 2016; Montenegro 2016 Report, November 2016;
Serbia 2016 Report, November 2016; Velina Lilyanova: At a glance. Montenegro: 2016 Report, Wissen-
schaftlicher  Dienst  des  Europäischen  Parlaments,  März  2017;  Velina  Lilyanova:  Auf  einen  Blick.
Montenegro: Länderbericht 2016, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Juni 2017.

18 Joachim Ziessler: Türkei nun Teil des Nahen Ostens, Interview mit Dr. Günter Seufert, in: Landeszeitung
Lüneburg, 21.4.2017.

19 Treffen der Staats- und Regierungschefs der EU mit der Türkei: Erklärung EU-Türkei,  29. November
2015, Punkte 2-4.

20 European Commission: Turkey 2016 Report, November 2016, S 5-7; Esra Özyürek: On Turkey: Was this
the very last enlargement report for Turkey?, in: LSE EUROPP Blog, 19.12.2016.

21 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 18.
22 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkte 20, 24 und 25; Barbara Lippert: Die

Erweiterungspolitik der Europäischen Union, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch
der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 411-420.
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Bildungs- und Erziehungswesen und den Medien sowie die Zuspitzung des Kurdenkon-
flikts zeigten jedoch die oft unverhältnismäßigen und willkürlichen Reaktionen des Staa-
tes. Der weitere politische Systemumbau wurde mit einem Referendum bestritten, das von
heftigen verbalen Ausschreitungen auch gegen Regierungen und Bevölkerungen in EU-
Ländern geprägt war. Dies zielte auf ein Ja der stimmberechtigten Diaspora für die Ände-
rung der Verfassung zu einem Präsidialsystem, das die Gewaltenteilung auszuhebeln und
die Macht unkontrolliert beim Staatspräsidenten zu konzentrieren erlaubt.24

In  diplomatisch  abgestufter  Form haben Kommission,  Rat  und  am deutlichsten  das
Europäische  Parlament  diese  Entwicklungen  scharf  verurteilt.25 Im  Europäischen  Rat
gehen die Meinungen über die Mitgliedschaft der Türkei und die Einschätzungen, wie sich
die Union jetzt taktisch klug verhalten soll, auseinander.26 So entzog er sich einer Stellung-
nahme, was die Abkehr der Türkei für die Beitrittsverhandlungen und -perspektive bedeu-
tet, auch wenn sich Präsident Tusk und viele Regierungschefs individuell dazu äußerten.
Die  Hohe  Vertreterin  hat  den  Stand  im  April  2017  so  zusammengefasst,  dass  der
Beitrittsprozess fortgesetzt werde, er weder suspendiert noch beendet sei, aber dass die
Europäische Union gegenwärtig nicht daran arbeite, irgendein neues Kapitel zu öffnen.27

Das Europäische Parlament  hat  mehrfach  gefordert,  über  ein technisches  Einfrieren
hinaus zu gehen und die Beitrittsverhandlungen auch offiziell auszusetzen28 – insbesondere
dann, wenn die beabsichtigten Verfassungsänderungen unverändert  umgesetzt  würden.29

Für die Kommission wie auch für das Parlament stellt die Wiedereinführung der Todes-
strafe die rote Linie dar, die dann zu Suspendierung führen soll.30

Anders als das Parlament kann die Kommission oder ein Drittel der Mitgliedstaaten
gemäß  dem von  den  EU-Staaten  verabschiedeten  Verhandlungsrahmen empfehlen,  die
Verhandlungen auszusetzen, und zwar dann, wenn die Türkei schwerwiegend und anhal-
tend grundlegende Werte wie Freiheit, Demokratie, Achtung der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten sowie Rechtsstaatlichkeit verletzt.31 Dass die Türkei in diesem Sinne die
politischen Kriterien für den Beitritt nicht einmal mehr ausreichend erfüllt, muss als gesi-

23 European Commission: Turkey 2016 Report, November 2016, S 5; Rat der Europäischen Union: Mittei-
lung an die Presse. Schlussfolgerungen des Rates zur Türkei, 18. Juli 2016, Dok. 463/16.

24 Tolga Şirin: New Constitutional Amendment Proposal in Turkey: A Threat to Pluralistic Democracy!, in:
VerfassungsBlog, 31.1.2017.

25 European Commission: Joint statement by High Representative/Vice-President Federica Mogherini and
Commissioner Johannes Hahn on the Venice Commission's Opinion on the amendments to the Constituti-
on of Turkey and recent events, 13. March 2017, Statement/17/588; Donald Tusk: Rede im Europäischen
Parlament am 15. März 2017, Referenz 114224; Camille-Cerise Gessant: MEPs call once again for acces-
sion negotiations to be frozen, in: Bulletin Quotidien Europe, 16.3.2017.

26 Camille-Cerise Gessant: Council refuses to approve official freezing of negotiations – Austria isolated, in:
Bulletin Quotidien Europe, 13.12.2016.

27 European External Action Service: Remarks by High-Representative/Vice President Federica Mogherini at
the joint press conference with Minister for Foreign Affairs of Malta George Vella, 28 April 2017; Steven
Blockmans/Sinem Yilmaz: Why the EU should terminate accession negotiations with Turkey, in: CEPS
Commentary, 19.4.2017.

28 Europäisches  Parlament:  Beziehungen  zwischen  der  EU  und  der  Türkei,  24.  November  2016,  Dok.
P8_TA-PROV(2016)0450, Punkt 1; Ebd.: Bericht 2016 über die Türkei, Juli 2017, Punkt 7; Camille-Ceri-
se Gessant: MEPs call once again for accession negotiations to be frozen, in: Bulletin Quotidien Europe,
15.3.2017; Camille-Cerise Gessant: EU calls for transparent investigation into potential irregularities in
referendum, in: Bulletin Quotidien Europe, 19.4.2017.

29 Europäisches Parlament: Bericht 2016 über die Türkei, Juli 2017, Punkt 8.
30 Jean-Claude Juncker: Erdogan will Putschisten den „Kopf abreißen“, in: BILD am Sonntag, 16.7.2017;

Martin Kessler: „Ich werde mit Macron Hand in Hand arbeiten“, Interview mit EU-Kommissionspräsident
Juncker, in: Rheinische Post online, 8.5.2017.
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chert gelten. Der Negativtrend der letzten Jahre hinsichtlich der politisch-gesellschaftli-
chen Passfähigkeit mit der Union setzte sich demnach beschleunigt fort. Um den Suspen-
dierungsmechanismus in Gang zu setzen, bedarf es zumindest einer qualifizierten Mehr-
heit  im  Rat.  Für  die  Beitrittskonferenzen  gilt  jedoch  die  Einstimmigkeit,  was  jede
praktische Umsetzung erschweren dürfte. Zudem müssen die Bedingungen für die Wieder-
aufnahme der Verhandlungen beschlossen werden. Das Verfahren ist so ausgestaltet, dass
es auf temporäre Rückfälle anwendbar wäre und als Drohkulisse und Warnschuss funktio-
nieren sollte. Die Türkei fällt aber wohl in eine andere Kategorie. Zudem haben die EU-28
keine gemeinsame Position dahingehend, ob sie die Türkei überhaupt als Mitglied akzep-
tieren würden, was sowohl eine Suspendierung als auch eine Wiederaufnahme gleicherma-
ßen unwahrscheinlich macht. Dies zeigte sich auch in der Formel, dass der Ausgang offen
sei,  und hat  die  Glaubwürdigkeit  der  Beitrittsperspektive  von Anbeginn unterminiert.32

Nach EU-Regeln liefe die Suspendierung politisch auf einen Abbruch hinaus.  Erdogan
spekuliert darauf, dass die EU-28 davor zurückgeschreckt, weil sie seine Anti-EU-Propa-
ganda nicht anheizen will. Wenn die Union den Schwenk vom Beitritt zur „Assoziierung
und funktionalen Kooperation“ machen wollte, hätte sie bereits Bauelemente für die künf-
tigen Beziehungen: Ausbau der Zollunion,33 EU-Türkei-Erklärung, Visa-Liberalisierung,
hochrangiger politischer Dialog, Zusammenarbeit in der NATO.

Die Türkei bleibt geostrategisch wie wirtschaftlich von Bedeutung; auch wegen der 5,5
Mio. türkischen Staatsbürger in Westeuropa,34 vornehmlich in Deutschland, Frankreich,
den Niederlanden, Belgien und Österreich. Die Union verwendet dafür weiter Formeln wie
„Schlüsselpartner“35, „strategischer Partner“36 und „zentraler Verbündeter“37. Jenseits der
bilateralen Begegnungen, die auch in dem Krisenjahr 2016/17 nicht abrissen, treffen die
EU-Regierungschefs beziehungsweise Spitzenvertreter der EU-Institutionen bei den G7,
G20 und NATO-Gipfeln mit der türkischen Staatsspitze zusammen. Diese Themenstränge
und Interdependenzen müssten bei einer Neuordnung der Beziehungen mit in den Blick
genommen werden.

Montenegro

Montenegro, ein mit einer Bevölkerung von gut 600.000 Einwohnern sehr kleines Land,
ist seit Juni 2017 offiziell NATO-Mitglied. Es steht mit 28 geöffneten Kapiteln an der
Spitze des Beitrittszuges. Unter slowakischer und maltesischer Ratspräsidentschaft wurden
sechs Kapitel geöffnet.38 Das Kapitel 30, Außenbeziehungen, wurde am 20. Juni 2017 als
drittes Verhandlungskapitel vorläufig geschlossen. Der Rat lobt besonders die konstruktive
Rolle bei der regionalen Kooperation und die Verbesserungen im Bereich der Rechtsstaat-
lichkeit, insbesondere die Einrichtung der neuen Anti-Korruptionsagentur. Es bleiben aber

31 Council of the EU: Negotiating Framework (for accession negotiations with Turkey), 3 October 2005,
Dok. 12823/05 ENLARG 64, Punkt 5.

32 Council of the EU: Negotiating Framework, October 2005, Punkt 2.
33 European Commission: Developing the EU Customs Union and Its Governance, COM(2016) 813 final.
34 Ministry of Foreign Affairs (Turkey): Turkish Citizens Living Abroad, abrufbar unter: http://www.mfa.gov

.tr /the-expatriate-turkish-citizens.en.mfa (letzter Zugriff: 28.8.2017).
35 Zum Beispiel European Commission: Turkey 2016 report, November 2016, S. 4.
36 Remarks by High-Representative/Vice President Federica Mogherini, April 2017.
37 Council of the EU: Outcome, December 2016, Punkt 19.
38 13. Dezember 2016: Kapitel 11 Landwirtschaft, Kapitel 19 Sozialpolitik und Beschäftigung, Kapitel 12

Lebensmittelsicherheit und Tier- und Pflanzengesundheit, Kapitel 13 Fischerei; 20. Juni 2017: Kapitel 1
Freier Warenverkehr, Kapitel 22 Regionalpolitik und Koordination der strukturpolitischen Instrumente.
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systemische Defizite, so bei der Bekämpfung von Korruption und organisierter Kriminali-
tät. Des Weiteren werden Verbesserungen im Bereich der Meinungs- und Medienfreiheit,
die Fortsetzung der Reform der öffentlichen Verwaltung, die Stärkung der Unabhängigkeit
von Institutionen und Verbesserung der Wirtschaftsbedingungen angemahnt. Der Rat greift
die  Kritik  internationaler  Beobachter  an  der  Durchführung der  Parlamentswahlen vom
Oktober  2016  auf,  verlangt  aber  vor  allem einen  konstruktiven  Dialog  zwischen  den
Parteien und im neuen Parlament.39 Das Europäische Parlament fordert die Hohe Vertrete-
rin und die Kommission auf, die Untersuchung eines mutmaßlichen, Russland zugeschrie-
benen Putschversuchs am 16. Oktober 2016 zu beobachten.40

Serbien

Nachdem im Dezember 2015 die ersten beiden Verhandlungskapitel mit Serbien eröffnet
worden  waren,  folgten  2016/2017  gleich  acht  weitere  Kapitel.41 Davon  wurden  zwei
vorläufig geschlossen.42 Der Rat spricht von einer positiven Dynamik und begrüßt, dass
die Kapitel 23 (Justiz und Grundrechte) und 24 (Sicherheit, Freiheit, Recht) eröffnet und
der  gesamte  Screeningprozess  nahezu  abgeschlossen  werden  konnten.  Darüber  hinaus
erkennt  er  die  erheblichen  Fortschritte  bei  dem von der  Union  und  insbesondere  der
Hohen Vertreterin unterstützten Dialog mit dem Kosovo an. Belgrad und Pristina sollten
die Normalisierung ihrer Beziehungen und die jeweiligen Entwicklungswege nicht gegen-
seitig blockieren. Der Rat begrüßte hierzu die Öffnung des Kapitels 35 (sonstige Fragen)
im Dezember 2015. Davon abgesehen konstatiert der Rat eine konstruktive Rolle bei der
regionalen Kooperation, mahnt jedoch wie in den Vorjahren eine stärkere Anpassung an
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik an.43 Das Europäische Parlament kritisiert
explizit die starke, auch militärische Präsenz Russlands und die Tatsache, dass Belgrad in
den Vereinten Nationen die Resolution zur Entsendung einer internationalen Mission zur
Beobachtung der Menschenrechtslage auf der Krim nicht unterstützt hat. Die Parlamenta-
rier und die Kommission würdigten hingegen die Anstrengungen Serbiens bei der Bewälti-
gung der Migrationsströme entlang der Westbalkan-Route.44

Andere Kandidaten

Die Entwicklungen in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Albanien,
Bosnien-Herzegowina und dem Kosovo behandelt die Kommission im Kontext des Stabi-
lisierungs- und Assoziierungsprozesses und grundsätzlich im Sinne der Heranführung an
den EU-Acquis. Mazedonien (seit 2005) und Albanien (seit 2014) haben einen Kandida-
tenstatus. Der Rat bekräftigte seine Bereitschaft, Beitrittsverhandlungen mit Mazedonien
aufzunehmen,  vorausgesetzt,  die  politische  Vereinbarung  vom Juni/Juli  2015  (Przino)
ebenso wie die „dringenden Reformprioritäten“ würden umgesetzt.45 Die anhaltende politi-
sche  Krise  konterkarierte  jegliche  Fortschritte  in  den  wesentlichen  Reformbereichen.

39 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 27-29.
40 Europäisches Parlament: Bericht 2016 über Montenegro, März 2017, Punkt 5.
41 18. Juli 2016: Kapitel 23 Justiz und Grundrechte, Kapitel 24 Recht, Freiheit und Sicherheit; 13. Dezember

2016: Kapitel 5 Öffentliches Beschaffungswesen, Kapitel 25 Wissenschaft und Forschung; 27. Februar
2017: Kapitel 20 Unternehmens- und Industriepolitik, Kapitel 26 Bildung und Kultur; 20. Juni 2017: Ka-
pitel 7 Rechte an geistigem Eigentum, Kapitel 29 Zollunion.

42 13. Dezember 2016: Kapitel 25; 27. Februar 2017: Kapitel 26.
43 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkte 31-36.
44 Europäisches Parlament: Bericht 2016 über Serbien, Juni 2017, Punkte 10 und 11.
45 Council of the EU: Presidency Conclusions, December 2016, Punkt 45.
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Dieser Rückfall konnte auch nach den Wahlen vom Dezember 2016 noch nicht wettge-
macht werden, da es sich um strukturelle Probleme der  von politischer und ethnischer
Polarisierung geprägten Kultur handelt,  zu der  mangelnde Kompromissbereitschaft  und
der Missbrauch staatlicher Organe durch politische und andere Interessengruppen gehört.

Tabelle 2: Stand der Fortschritte und Vorbereitungen für eine EU-Mitgliedschaft II46 

Mazedonien Albanien

Fortschritte Vorbereitungen Fortschritte Vorbereitungen

Justiz Rückschritte gewisser Stand gute gewisser Stand

Korruption keine gewisser Stand einige gewisser Stand

Organisierte Kriminalität keine gewisser Stand einige gewisser Stand

Meinungsfreiheit keine gewisser Stand keine gewisser/etwa mittlerer 
Stand

Reform der öffentlichen Verwaltung einige etwa mittlerer Stand einige etwa mittlerer Stand

Wirtschaftliche Kriterien keine guter Stand einige etwa mittlerer Stand

Das Europäische Parlament mahnte Mazedonien und Griechenland zum wiederholten Mal,
den Namensstreit beizulegen. In der Frage gibt es jedoch keine Bewegung. Die Europa-
parlamentarier würdigten die konstruktive Rolle Mazedoniens in der Migrationskrise, also
bei der Abriegelung der Balkanroute an der Grenze zu Griechenland.47

Bei  Albanien  verzeichneten  Kommission,  Rat  und  Parlament  hingegen einige  Fort-
schritte in den wesentlichen Reformfeldern.48 Sie erwarten jedoch von der Regierung, den
politischen Parteien und anderen Eliten ein verfassungsgemäßes und rechtstreues Verhal-
ten  sowie  sich  nicht  an  Korruption,  Amtsmissbrauch,  organisierter  Kriminalität  und
dergleichen zu beteiligen, sondern dagegen vorzugehen.49 Auch im Vorjahr wurden beson-
dere  Anstrengungen  angemahnt,  um die  selbstzerstörerische  Polarisierung durch  einen
konstruktiven und parteiübergreifenden Dialog zu überwinden.50
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